****/ gelb markierte Bereiche bitte anpassen***
Name, Vorname
Straße/ Haus-Nr. 
PLZ Ort
Ausländerbehörde
Straße/ Haus-Nr. 
PLZ Ort
...................................... , ..........................  
(Ort) 

(Datum)
Antrag auf Chancen-Aufenthalt nach § 104c Aufenthaltsgesetz
Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit beantrage ich eine Aufenthaltserlaubnis gemäß § 104c Aufenthaltsgesetz für 18 Monate (wenn Sie mit Ihrer Familie hier sind „für mich und meine Familie“ hinzufügen). In § 104c AufenthG heißt es:
„Einem geduldeten Ausländer soll abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1, 1a und 4 sowie § 5 Absatz 2 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn er sich am 31. Oktober 2022 seit fünf Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet aufgehalten hat und er
1. sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bekennt und
2. nicht wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz nur von Ausländern begangen werden können, oder Verurteilungen nach dem Jugendstrafrecht, die nicht auf Jugendstrafe lauten, grundsätzlich außer Betracht bleiben.
Die Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 soll versagt werden, wenn der Ausländer wiederholt vorsätzlich falsche Angaben gemacht oder über seine Identität oder Staatsangehörigkeit getäuscht hat und dadurch seine Abschiebung verhindert.“
Zur Begründung: 
Seit ____Datum_____ bin ich im Besitz einer Duldung.
Ich bin am ___Datum_____   in Deutschland erstmalig registriert worden (Nachweis Asylgesuch bei der Bundespolizei, Ankunftsnachweis, Bescheid BAMF etc.). Ich bekenne mich zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland (siehe unten). Ich wurde nicht zu einer vorsätzlichen Straftat verurteilt. Ich habe auch nicht (wiederholt) falsche Angaben zu meiner Identität oder Staatsangehörigkeit gemacht. 

Ich bitte um Ausstellung der Aufenthaltserlaubnis als Ausweisersatz, wie es gemäß den Anwendungshinweisen des BMI vom 14.02.2023 vorgesehen ist. 

Bitte teilen Sie mir mit, ob für die Dauer der Prüfung des Antrags von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen abgesehen wird, wie es die Anwendungshinweise des BMI vorsehen. Für den Fall der Ablehnung bitte ich entsprechend § 37 Abs. 2 VwVfG und § 39 VwVfG um die Ausstellung eines schriftlichen und begründeten Bescheides.
Mit freundlichen Grüßen,
___________________
Unterschrift

Bekenntnis zu freiheitlich-demokratischen Grundordnung
Ich bekenne mich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland. Insbesondere erkenne ich an:
· das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung auszuüben und die Volksvertretung in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl zu wählen, 
· die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung und die Bindung der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und Recht, 
· das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition, 
· die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit gegenüber der Volksvertretung, 
· die Unabhängigkeit der Gerichte
· den Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft und 
· die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte. 
_______________________________
Datum                        Unterschrift
